Sozietätsvertrag: 
(Vorschlag der Steuerberaterkammer Stuttgart)

Beurkundet am …

1. Zweck und Form des Vertrages

(1)
Die beiden Vertragspartner verbinden sich zur gemeinsamen Ausübung ihrer Berufstätigkeit in Form einer Sozietät.


(2)
Den ideellen und materiellen Zweck der Sozietät sehen die Vertragspartner in folgenden Punkten:

a)
den gegenseitigen Gedankenaustausch zu pflegen,

b)
die Berufserfahrungen gemeinsam zu verwerten,

c)
durch gegenseitige Vertretung den Mandantenstamm enger an die Sozietät zu binden und ihn dadurch auch im Falle des Ablebens eines Partners zu erhalten,

d)
durch die gemeinsame Büroorganisation den Betrieb wirtschaftlich zu gestalten,

e)
im Rahmen der vorhandenen Arbeits- und Finanzkraft eine Versorgung arbeitsunfähig gewordener Sozien sicherzustellen.


(3)
Der Vertrag ist nach den Gesichtspunkten und nach den Vorschriften des BGB über die Gesellschaft bürgerlichen Rechts unter Beachtung der Standesrichtlinien auszulegen.

2. Beginn und Ende des Vertrages

(1)
Die Praxis wird in ihrer Gesamtheit ab . . . . . . gemeinsam von A und B in den . . . . . . gehörenden Räumen im Gebäude . . . . . . in . . . . . . ausgeübt.

(2)
Die Sozietät wird zunächst bis zum . . . . . . geschlossen und verlängert sich stillschweigend jeweils um . . . . . . Jahr(e), wenn sie nicht mindestens . . . . . . Monate vor ihrer Beendigung von einem der Partner durch eingeschriebenen Brief gekündigt wird.

(3)
Im Falle der Kündigung wird die Praxis von dem Zeitpunkt an, in dem die Kündigung wirksam ist, von dem anderen Partner gemäß § . . . . . . allein fortgeführt. Wird die Kündigung innerhalb der ersten (2 bis 3) Vertragsjahre von einem der Partner ausgesprochen, so steht dieses Recht . . . . . . zu.

(4)
Der andere Partner kann sich innerhalb einer Frist von . . . . . . Monaten der Kündigung anschließen. Die Anschlusskündigung wird im selben Zeitpunkt wie die erste Kündigung wirksam. Bei beiderseitiger Kündigung wird die Sozietät nach Maßgabe der §§ . . . . . . abgewickelt.

(5)
Wird die Sozietät von einem Vertragspartner aus wichtigem Grund gemäß § 723 BGB gekündigt, so endet sie mit dem Zugang der Kündigung beim anderen Partner. Die Abwicklung erfolgt nach Maßgabe der §§ . . . . . .

(6)
Wird die Kündigung aus wichtigem Grund durch rechtskräftige Entscheidung für unbegründet erklärt, so gilt die Sozietät gleichwohl mit dem Zugang der Kündigung als aufgelöst. Die Praxis wird nach Maßgabe der Bestimmungen des § . . . . . . von einem der Vertragspartner fortgeführt.

(7)
Die Sozietät endet mit dem Erlöschen der Bestellung eines Partners. Im Falle des Erlöschens der Bestellung nach § 45 Absatz 1 Nummer 2 und 3 StBerG bzw. § 46 Absatz 1 bis 3 StBerG ist dem anderen Partner unverzüglich Mitteilung zu machen. Beim Verzicht gegenüber der bestellenden Behörde ist die vereinbarte Kündigungsfrist einzuhalten.

(8)
Die Sozien sind sich darüber einig, dass Arbeitsunfähigkeit, auch von längerer Dauer, soweit sie nicht länger als ununterbrochen . . . . . . Monate anhält, keine Kündigung aus wichtigem Grund rechtfertigt, es sei denn, dass die Bestellung eines Partners als Steuerberater infolge Krankheit gemäß § 46 Absatz 3 Nummer 2 StBerG widerrufen wird.

(9)
Die Sozietät endet durch Tod eines Vertragspartners, wobei der Überlebende die Praxis allein, ohne die Erben des Verstorbenen, weiterführt. Eine vorher ausgesprochene Kündigung der Sozietät ist unbeachtlich, sofern der Tod eintritt, bevor die Sozietät aufgrund der Kündigung beendet ist.

Hinweis 1

Die Partner sollten sich verpflichten, innerhalb einer bestimmten Zeit nach Unterzeichnung dieses Vertrages im Testament oder im Erbvertrag auf die Besonderheiten dieses Vertrages hinzuweisen.

3. Einbringung von Praxen und Abfindung


(1)
A und B bringt(en) am . . . . . . die bisher betreuten Mandanten (Anlage zu diesem Vertrag) ein. Mit diesen Mandanten bestehen Vereinbarungen, die teils schriftlich, teils mündlich getroffen wurden.


(2)
A und B besuchen die Mandanten gemeinsam und setzen diese von der Gründung der Sozietät in Kenntnis. Alle Mandate werden in ständiger Fühlungnahme miteinander und in gegenseitiger Unterstützung bearbeitet.

Hinweis 2

Sofern A und B Mandanten einbringen, sollte die Bestimmung lauten:

„(2) Die Partner machen sich gegenseitig mit ihren bisherigen Mandanten bekannt. Alle Mandate werden in ständiger Fühlungnahme miteinander und in gegenseitiger Unterstützung bearbeitet.“

(3)
Aktiva und Passiva werden nicht eingebracht (siehe aber Hinweis 3)

(4)
. . . . . . bringt(en) die gesamte Arbeitsleistung sowie . . . . . . ein.

Hinweis 3

Hier ist noch die Vergütung für eingebrachtes Betriebsvermögen, für den Wert des eingebrachten Mandantenstammes und die Art der Bezahlung zu vereinbaren.

Bei größeren Beträgen und einem längeren Zahlungszeitraum empfiehlt sich Absicherung.

Weiter ist eine Regelung für den Fall des Todes des Berechtigten zu treffen.

Zur Sicherung des Abfindungsanspruches können auch Ansprüche aus Lebensversicherungen geltend gemacht werden.

(5)
Die Gegenstände werden in dem Zustand zum Zeitpunkt der Übergabe ohne Gewährleistung für Mängel und Sachen übergeben.

Hinweis 4

Die Vertragspartner sollen überprüfen, inwieweit der Güterstand Bedeutung für den Vertragsabschluss hat. (Auch die Auswirkungen künftiger Güterstandsvereinbarungen beachten!)

(6)
Sollte einer der Partner vor Ablauf dieses Vertrages sterben, geht dessen Anteil an der Sozietät gegen Entrichtung einer Abfindungssumme, die von der Steuerberaterkammer Stuttgart, Körperschaft des öffentlichen Rechts, im Rahmen der üblichen Entgeltsätze bei Praxisveräußerung festzusetzen ist, auf den anderen Partner über. Der Stichtag für die Auseinandersetzungsbilanz ist dabei der Todestag.

(7)
Das Entgelt ist entweder in monatlichen Raten in Höhe von € . . . . . .


oder in einer Summe an die Erben des Verstorbenen zu bezahlen.

(8)
Sollte einer der Partner vor Ablauf dieses Vertrages ausscheiden, wird die Klientel unter Berücksichtigung der Wünsche der Mandanten auf die Vertragspartner aufgeteilt. Das Entgelt für die Praxisteile wird von der Steuerberaterkammer Stuttgart, Körperschaft des öffentlichen Rechts, im Rahmen der üblichen Entgeltsätze bei Praxisveräußerung festgesetzt. Der Stichtag für die Auseinandersetzungsbilanz ist dabei der Tag des Ausscheidens.

(9)
Die Partner sind sich darüber einig, dass auf eine Verzinsung der Entgelte oder der Ausscheidungsguthaben bis zu drei Jahren verzichtet wird.

(10)
Soweit in diesem Vertrag absolute Werte – also nicht Verhältniswerte, z. B. Anteile von Bruchstücken – festgelegt sind, so sind diese bei irgendeiner Umwertung oder Veränderung der Kaufkraft des EURO dem Sinne dieses Vertrages gemäß der veränderten Situation wertmäßig anzupassen.

Hinweis 5

(Der frühere Hinweis auf die Genehmigungspflicht für Währungsklauseln ist gegenstandslos geworden.)

4. Mietvertrag

Hinweis 6

Für die Büroräume ist von der Sozietät ein Mietvertrag abzuschließen; gegebenenfalls ist ein Einheitsmietvertrag für Geschäftsräume zu verwenden.

Außerdem ist eine Regelung für den Fernsprechanschluss einschließlich Rufnummer zu treffen.

5. Verträge mit Angestellten


(1)
Alle Rechte und Pflichten aus den mit den Angestellten geschlossenen Verträgen gehen auf die Sozietät über. Die ausdrückliche Zustimmungserklärung der Angestellten wurde eingeholt (Anlage zu diesem Vertrag).


(2)
Jeder Partner kann die Kündigung eines Anstellungsverhältnisses verlangen, wenn der Angestellte sich ihm gegenüber so verhalten hat, dass eine fristlose Kündigung gerechtfertigt ist.

Hinweis 7

Abgeschlossene Berufsausbildungsverträge gehen nach Einholung einer ausdrücklichen Zustimmungserklärung des Auszubildenden sowie dessen Eltern auf die Sozietät über.

Die Berufsausbildungsverträge sind entsprechend zu ergänzen und der Steuerberaterkammer Stuttgart, Körperschaft des öffentlichen Rechts, vorzulegen.


(3)
Die Partner verpflichten sich, an ihre früheren Angestellten das anteilige Urlaubsentgelt in Höhe von . . . . . . sowie den bis zum Zeitpunkt der Einbringung der Praxis zustehenden Urlaub zu gewähren. Ferner verpflichten sie sich, das anteilige Weihnachtsgeld bis zur Einbringung der Praxis in die Sozietät zu vergüten.

6. Arbeitsteilung


(1)
Die Partner verteilen unter möglicher Berücksichtigung der Wünsche der Auftraggeber die laufenden und künftigen Aufträge in der Weise untereinander, dass für die Bearbeitung jedes Auftrages oder bestimmter Arten von Aufträgen, oder der Aufträge bestimmter Auftraggeber stets beide Partner verantwortlich sind. Die Aufteilung der Aufträge soll sich der Entwicklung der gemeinsamen Praxis anpassen.


(2)
Jeder Vertragspartner ist im Falle der Abwesenheit des anderen, oder seiner Verhinderung aus irgendeinem Grunde, unter eigener Verantwortung berechtigt, verpflichtet und bevollmächtigt, ihn zu vertreten und für ihn alle zur Durchführung von Aufträgen erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, insbesondere, wenn durch ihren Aufschub Nachteile eintreten könnten.


(3)
Erkrankt einer der Vertragspartner, so kann der andere ihn bis zu . . . . . . im Jahr – vom Beginn der Erkrankung ab gerechnet – vertreten.


(4)
Dauert die Erkrankung eines Vertragspartners länger als . . . . . ., so ist eine ent​sprechende Kraft einzustellen. Ist zu Beginn der Erkrankung zu übersehen, dass ie voraussichtlich längere Zeit als . . . . . . Jahr(e) dauert oder dass dies aus anderen Gründen als zweckmäßig erscheint, so kann bereits . . . . . . Monate nach Erkrankung eines Vertragspartners eine entsprechende Kraft eingestellt werden.

7. Geschäftsführung und Vertretung


(1)
Jeder Partner ist zur Führung der Geschäfte der Sozietät und ihrer Vertretung allein berechtigt und bevollmächtigt. Bei Meinungsverschiedenheiten in Fragen der Geschäftsführung soll den aus den Erfahrungen einer langjährigen Praxis abgeleiteten, aber auch den auf Spezialkenntnissen beruhenden Gründen besonderes Gewicht beigemessen werden.

Hinweis 8

Hier sollten Einschränkungen des alleinigen Geschäftsführungs- und Vertretungsrechtes vereinbart werden, die jedoch nur im Innenverhältnis wirksam wären.

Z. B. könnte festgelegt werden, dass einzelne Geschäfte nur gemeinsam getätigt werden können wie,

1.
Kauf,

2.
Verkauf und Beleihung von Grundstücken,

3.
Abschluss von Mietverträgen,

4.
Abschluss von Arbeitsverträgen,

5.
Eingehung hoher Verbindlichkeiten,

6.
Kreditaufnahmen,

7.
Kreditgewährung,

8.
Anschaffung von Einrichtungsgegenständen

über einen gewissen Wert usw.

(2)
Neue Einrichtungsgegenstände und Literatur sollen von den Partnern gemeinsam bestellt werden.

(3)
Auf den von der Sozietät zu verwendenden Briefbogen, auf Berichten usw. sind beide Partner gleichwertig anzugeben, jedoch ist der Ältere vor dem Jüngeren zu nennen.

(4)
Die Sozietät richtet eigene Geldkonten ein. Über jedes dieser Konten ist jeder Partner allein verfügungsberechtigt. Der gesamte Zahlungsverkehr der Sozietät ist über diese Konten abzuwickeln.

(5)
In Wahrnehmung der Geschäftsführung für eigene Rechnung getätigte Geschäfte gelten als für Rechnung der Sozietät eingegangen.

(6)
Die Partner widmen ihre volle Arbeitskraft der Sozietät. Unter diese Verpflichtung fallen nicht:

a)
die Wahrnehmung von Ehrenämtern,

b)
die Mitgliedschaft in Aufsichtsräten und Gremien,

sowie die schriftstellerische und wissenschaftlicheTätigkeit.

(7)
Der Betrieb darf durch solche Nebentätigkeiten nicht unzumutbar beeinträchtigt werden.

8. Einnahmen und Ausgaben


(1)
Zu Beginn der Sozietät wird eine gemeinsame Eröffnungsbilanz aufgestellt. Alle betrieblichen Einnahmen und Ausgaben betreffen das Vermögen der Sozietät. Für das Rechnungswesen sind beide Partner gemeinsam verantwortlich.


(2)
Entnahmen und Einlagen sind auf getrennten Privatkonten zu verbuchen.


(3)
Alle für die gemeinsame Berufsausübung erforderlichen Ausgaben und Aufwendungen werden von der Sozietät bestritten, soweit sie nicht aufgrund einer vorherigen Vereinbarung zu Lasten eines Partners gehen.


(4)
Die Partner werden alle Maßnahmen ergreifen, um die Ausgaben der Sozietät möglichst niedrig zu halten, ohne dass dadurch die Leistungsfähigkeit des Geschäftsbetriebes beeinträchtigt wird.


(5)
Soweit ein Kraftfahrzeug eines Partners für die Sozietät benutzt wird, erhält der betreffende Partner ein Kilometergeld von € . . . . . .


(6)
Einnahmen aus Nebentätigkeiten verbleiben dem einzelnen Partner. Soweit diese Tätigkeit die Arbeitskraft ungebührlich zu Lasten der Sozietät beeinträchtigt, ist ein angemessener Ausgleich herbeizuführen.

9. Gewinn- und Verlustverteilung

(1)
Jeder Partner erhält vom ausgewiesenen Gewinn bzw. trägt am ausgewiesenen Verlust . . . . . .

(2)
Beide Partner sind berechtigt:

a)
monatlich € . . . . . . unter Anrechnung auf den Gewinnanteil zu entnehmen
b)
zur Bezahlung der privaten Steuern entsprechende Entnahmen zu tätigen, jedoch nur insoweit, als diese Steuern aus Einkommen und Vermögen der Sozietät entstehen.

(3)
Haben die Partner mehr entnommen, als ihnen nach dem Ergebnis der Jahresrechnung zusteht, so sind die Entnahmen im folgenden Kalenderjahr so festzusetzen, dass der Unterschiedsbetrag am Ende des folgenden Jahres getilgt ist. Die Partner können für den Fall von beabsichtigten ungewöhnlich hohen Ausgaben jeweils mit Wirkung für . . . . . . Jahr(e) einen anderen monatlichen Betrag festsetzen.

(4)
Weitere Entnahmen sind in gegenseitigem Einverständnis unter Anrechnung auf den Gewinnanteil für jeden Partner möglich.

(5)
Die Gesamtentnahmen sollen im Laufe des Jahres nicht mehr als dreiviertel des für jeden Partner zu erwartenden Gewinnes betragen, gegebenenfalls sind die monat​lichen Entnahmen herabzusetzen.

(6)
Im Falle der Erkrankung eines Partners bis zu . . . . . . Monaten ist jeder Partner am Gewinn bzw. Verlust ohne Einschränkung beteiligt.

(7)
Nach Ablauf des Zeitpunktes der üblichen Gewinn- bzw. Verlustbeteiligung erhält der erkrankte Partner jährlich . . . . . . vom ausgewiesenen Gewinn bzw. trägt am ausgewiesenen Verlust. Er hat Anspruch auf entsprechende monatliche Vorauszahlungen.

(8)
Tritt nach . . . . . . Jahren der Erkrankung eines Partners eine Steigerung des ausgewiesenen Gewinns ein, so ist der erkrankte Partner am erhöhten Gewinn nicht beteiligt. Das gleiche gilt im Falle des ausgewiesenen Verlustes.

10. Urlaub

(1)
Jeder Partner hat den gleichen Anspruch auf . . . . . . Wochen Urlaub im Kalenderjahr.

(2)
Während des Urlaubes vertreten sich die Partner gegenseitig.

Hinweis 9

Über die Urlaubszeiten bedarf es einer Verständigung der Partner. Grundsätzlich soll jeweils nur einer von ihnen abwesend sein. Wichtige Gründe, wie Erholungsbedürftigkeit, Schulferien und besondere familiäre Ereignisse sind möglichst zu berücksichtigen.

(3)
Die rechtzeitige und sorgfältige Bearbeitung der übernommenen Aufträge darf durch den Urlaub nicht in Frage gestellt werden. Notfalls ist der Urlaub zu unterbrechen, wenn der andere Partner die anfallenden Arbeiten nicht allein bewältigen kann.

11. Abwicklung bei Ausscheiden eines Partners

(1)
Wird nach Auflösung der Sozietät die Praxis von einem Partner allein fortgeführt, so hat der Ausscheidende sich so zu verhalten, dass alle von der Sozietät geschlossenen Verträge auf den Praxisübernehmer übertragen werden können. Dies gilt sinngemäß für alle im gemeinsamen Eigentum beider Partner stehenden Sachen. Der Ausscheidende ist jedoch berechtigt, einzelne in die Praxis eingebrachte Gegenstände, die für ihn einen besonderen persönlichen Wert besitzen, von dem Eigentumsübergang auszuschließen.

(2)
Auf den Auseinandersetzungsstichtag ist eine Auseinandersetzungsbilanz (Auf​stellung der Vermögensgegenstände) aufzustellen, bei der sämtliche Vermögens​gegenstände mit dem Zeitwert anzusetzen sind. Der gegenüber dem buchmäßigen Kapital sich ergebende Mehr- oder Minderbetrag ist nach dem zuletzt gel​tenden Gewinnverteilungsschlüssel aufzuteilen. Ein Geschäftswert kommt nicht in Ansatz. Die Wertansätze der Auseinandersetzungsbilanz gelten als Übernahme​preis.

(3)
Der Übernahmepreis ist an den Ausgeschiedenen unverzüglich zu zahlen, sofern nicht die Fortführung der Praxis eine Abtragung in Raten rechtfertigt.

(4)
Die Auflösung der Sozietät ist den Mandanten mitzuteilen. Der ausscheidende Partner ist darüber hinaus nicht befugt, sich mit den bisher gemeinsamen Mandanten zwecks Fortführung der Mandate in Verbindung zu setzen.

(5)
Endet die Sozietät, ohne dass ein Partner die Praxis allein fortführt, so ist die Sozietät von beiden Partnern nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen abzuwickeln:

a)
Die Mandanten sind gemeinschaftlich zu befragen, welcher der ehemaligen Partner berechtigt ist, sich weiterhin als Beauftragter anzusehen.

b)
Einrichtungsgegenstände, Fachbücher und Fachzeitschriften sind unter Zugrundelegung der Zeitwerte zwischen den ehemaligen Partnern in Natur aufzuteilen. Jeder Partner kann diejenigen Sachen beanspruchen, die er in die Sozietät eingebracht hat. Können sich die Beteiligten über die Aufteilung einzelner Sachen nicht verständigen, so sind diese nach den Vorschriften über den Pfandverkauf der §§ 1233 ff. BGB öffentlich zu versteigern. Der Erlös wird zwischen den Partnern . . . . . . geteilt.
(6)
Hat ein Partner bei der gesamten Aufteilung wertmäßig mehr als den ihm zustehenden Anteil erhalten, so hat er den Unterschiedsbetrag dem anderen Partner unverzüglich zu bezahlen.

(7)
Die Angestellten der Sozietät sollen selbst entscheiden, mit wem sie in Zukunft das Arbeitsverhältnis fortzusetzen wünschen. Will keiner der Beteiligten einen Angestellten übernehmen, so ist die Kündigung des Arbeitsverhältnisses zum nächstzulässigen Termin gemeinschaftlich herbeizuführen.

(8)
Die Geldkonten der Sozietät sind sofort nach Abwicklung aufzulösen.

(9)
Beim Tod eines Partners können die Geldkonten von dem überlebenden Partner auf dessen Namen weitergeführt werden.

12. Konkurrenzklausel

Die Partner verpflichten sich, . . . . . . Jahre lang nach dem Ausscheiden keinen der vom anderen Partner im Zuge der Auflösung bzw. nach der Befragung übernommenen, bisher gemeinsam betreuten Mandanten zu übernehmen.

13. Haftungsausschluss

(1)
Die Partner sind sich darüber einig, dass für die bis zur Errichtung der Sozietät abgeschlossenen Arbeiten keine Haftung übernommen wird.

(2)
Die Partner verpflichten sich, die Haftpflichtversicherung fortzusetzen oder eine neue gemeinsame Haftpflichtversicherung abzuschließen.

14. Schlichtung von Streitigkeiten

Im Falle von Streitigkeiten soll sich jeder Vertragspartner vor Anrufung des ordentlichen Gerichts an die Steuerberaterkammer Stuttgart, Körperschaft des öffentlichen Rechts, zwecks Vermittlung wenden.

15. Schlussbestimmungen

(1)
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages nichtig sein oder werden, so gilt gleichwohl der Vertrag in seinem sonstigen Umfang.

(2)
Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.

(3)
Ergänzungen und Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Diese Form ist nur dann gewahrt, wenn gleichlautende, von beiden Vertragspartnern unterzeichnete Ausfertigungen der Ergänzungs- bzw. Abänderungsvereinbarung ausgetauscht worden sind.

(4)
Die Ehefrauen/Ehemänner der Vertragspartner bestätigen durch ihre Unterschrift die Kenntnis dieser Vereinbarung.

(5)
Erfüllungsort und Gerichtsstand ist . . . . . .
















